
Rr. 154» 15» Jahrgang.

Hierzu eine Beilage.

„Vernunft wird Unsinn —

Wohlthat Plage!"

So oft die Gesetzgebung in Anspruch genommen
. worden ist zu Gunsten der Arbeiterklasse in
einer den Ailsbentuitgs- und Herrschaftsinleressen
des Kapitalismus lvidersprecheiideil Weise, haben die
Vertreter dieser Interessen geltend gemacht, daß
solche Inanspruchnahme die Arbeiter selbst
schädigen werde. Als das Fabrikeninspektorat
geschaffen merbeii sollte, verkündeten kapitalistische
Organe, diese Einrichtung, eine „behördliche Vor-
mundschaft", die der „Deniiuziatioii" gegen Arbeit-
geber Thür und Thor öffne, müsse das „Wohl-
wollen" der Letzteren für ihre Arbeiter „erheblich
beeinträchtigen; die Arbeiter würden die
„Scheerereien", welche die Inspektion den Unter-
uehmern bereite, zuzeutgelteu haben. Die Opposition
des Arbciisherreiithums gegen seine finanzielle Be-
lastung für die Zwecke der gesetzlichen Arbeiter-
versicherung stellte zu ihrer Rechtfertigung die
Behauptung auf: daß die Judustrie diese Belastung
nicht ertragen sönne, ohne darauf Bedacht zu
nehmen, „die Arbeitsbedingungen entsprechend
zu verschlechtern", die Lohne zu kürzen und
die Arbeitszeit zu verlängeru, resp. Lohu-
erhohnug und Arbeitszeitverkürzung zu ver-
hindern. Auf diese Weise würden die Vortheile,
welche die Versicherung dein Arbeiter gewähren
wolle, durch schwere Nachtheile für ihn über-
wogen werden. Thatsächlich war das Unternehmer-
thuui ja auch stets bemüht, sich für die Belastung
schadlos zu halte» an den Arbeitern. Da-
bei haben ihm allerdings die Konsegnenzeu der
wirthschaftlicheu Entwicklung und die Arbeiter-
organisationen einen Strich durch die Rechuiuig
gemacht. Wurdeu behördliche Verordnungen zum
Schutze der Arbeiter bestimmter Gewerbe — z. B.
die Bäckereiverordunug — erlassen oder projektirt,
so waren die davon in ihren Ausbeutnngsinteressen
betroffenen Unternehmer immer sofort mit den aus
vorgeblichem „Wohlwollen" für ihre Arbeiter re-
snltirenden „Bedenken" bei der Hand, daß sie den
betreffenden, ihre finanziellen Verpflichtungen er-
höhenden Bestimmnugen nur dann genügen konnten,
wenn die Arbeiter sich Lohnabzüge gefallen lassen
und ans die Forderung der Lohuerhohnng Ver-
zicht leisten würden; daran sei nicht zu denken;
ergo möge man die Unternehmer mit den neuen
Verpflichtungen verschonen.

Ihren Unmuts) über das Gewerbegerichts-
gesetz, das mmmefjr zehn Jahre in Kraft gewesen
ist, ließen großiudustrielle und ziinstlerische Unter«
nehmerkreise von vornherein in allerlei versteckte ititö
offene Drohungen gegen die Arbeiter aus-
kliitgen. Da hieß es, das Unteruehiiierthum werde
seine „Autorität" gegenüber dem in der Gewerbe-
gerichtsbarkeit zur Geltung kommeitden „sozial-
demokratischen Terrorismus" der Arbeiterver-
treter schon zu wahren wissen. Und es hat diese
„Wahrung", d. h. die Prätension unbedingter
Willkürherrschaft über die Arbeiter auch in's
Werk gesetzt, indem sie „ihre" Arbeiter provozirt,
vertragsmäßig Verzicht zu leisten auf das
Recht der Anrufung des Gewerbegerichts.
Unternehiner-Organisationeu stellten als „leitenden
Grundsatz" für ihre Mitglieder den Abschluß solcher
Verträge ans und sie verpflichteten ihre Mit-
glieder förmlich, sich auf Verhandlungen mit
de» Arbeitern vor dem Einigungsamt nicht
einznlasfen.

In ähnlicher Weise hat die Unternehmerschaft
sich verschworen gegen den § 616 des Bürger-
lichen Gesetzbuches, der dem Arbeiter die Rechts-
wohlthat gewährt, vom Arbeitgeber Vergütung
(Fortzahlmig des Lohnes zc.) „für eine verhältniß-
mäßig nicht erhebliche Zeit", während welcher er
„durch einen in seiner Person liegenden Grund ohne
sein Verschulden an der Dienstleistung verhindert
wird" (z. B. wenn er eine vierzehntägige militärische
Uebung durchzumachcil hat) zu beanspruchen. Die
Uiitcruehmer nöthigen ihre Arbeiter, vertragsmäßig auf
die Gelteudmachuiig dieses Anspruches zu verzichten,
oder sie helfen sich damit, daß sie vertragsmäßig
die sofortige Kündigung bezw. Entlassung
des betreffenden Arbeiters eintreten lasse».

So ist das Uuteriiehmerthtt!» immerfort be-
flisse», das, was nach der Absicht des Gesetzgebers
dem Arbeiter eine Wohlthat und ein Segen fein
soll, für ihn zur Plage und zum Fluch zu
machen.

Das zeigt sich auch jetzt wieder anläßlich der
vom Bnudesrath gegen den Willen der Fabrik-
feudalen aiigenopimeuen Gewerbegerichtsuovelle.
Die Scharfmacher-Organe drohen, speziell rücksichtlich
des in der Novelle foiiftruirtcn Zwanges z»m
Erscheine» vor dem Einigiiugsamt, in frivolster
Weise mit terroristische» Repressalie» gegen
die Arbeiter. Diese solle» »ach der Ankiiiidigmig
der „Berliner Neuesten Nachrichten" reichlich
dafür büßen, daß der Bnudesrath so „unbe-
greiflich schwach" war, durch Annahme der No-
velle „einen weiteren Schritt in der staat-
liche» Orgaiiisatio» der Sozialdemokratie"
zu thu». Das Blatt der grobindustriellen Autokratie
hat schon kürzlich einmal behauptet: „daß der Er-
scheimmgszwaug beim Eiuigungsamt für die
Arbeiterschaft leicht höchst schädliche Folgen
habe» könne, da die Arbeitgeber, statt sich der
ihnen widerstrebenden Vorladung vor das Gewerbe-
gericht auszusctze», vorziehe» wurde», sich auf
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Streitigkeiten mit ihren Arbeiter» gar nicht
einzulassen, sondern beim Beginne solcher sofort
von ihrem Küudiguugsrechte Gebrauch zu machen".

Das Blatt kommt auf diese Drohung zurück;
um zu zeigen, daß sie keine fingirte, glaubt es in
folgender Weise auf eine „analoge Erscheinung
aufmerksam machen zu müssen:

„Im Bürgerlichen Gesetzbuch ist das
Retentionsrecht beS Vernüethers an den ein«
gebrachten Sachen des Miethers erheblich eingeschränkt
worden. Obgleich Preußen im Jahre 1894 bereits in
gleicher Weise vorangegangen war, erhoben sich gegen
die Zweckmäßigkeit des betreffenden Vorschlages doch
ernste Zweifel. Nicht als ob das Pfnndrechlprivilegium
des Vermiethers von irgend einer Seite als ein selbst-
verständliches Postulat der Gerechtigkeit dargestellt worden
wäre; sondern matt befürchtete, daß durch seine Auf-
hebung den Interessen, besonders der ärmeren Miether,
schlecht gedient werden würde. Auch damals war es
die S o z i a l d e tu o k r a t i e, welche diese Befürchtuttgen
verlachen zu dürfen meinte. Die Beschränkung des
Reteittionsrechts, wie sie vom Regieruiigsentwurf vor-
geschlagen wurde, tvar ihr bei Weitem nicht genug. Sie
beantragte die vollständige Aufhebung des Retentions-
rechts, und der Abg. Frohme führte in der Begründung
dieses Antrages u. A. aus: „Tas Pfandrecht des Ser«
Miethers kann nicht damit gerechtfertigt werden, daß man
sagt, die Wegräumttng desselben würde die Wohttuugs-
gelegenheit für die arbeitenden Klassen verschlechtern
und die Beziehungett zwischen Dermieiher und Miether
noch mehr verschlimuiern, als es thatsächlich schon der
Fall ist. Insbesondere würde man dadurch die Woh-
nuugsprcise in die Höhe schrauben. Es sind das Ein-
wände, die von interessirter Seite, von Seiten der Haus-
wirthe selbst im Laufe der Jahre sehr oft erhoben worden
sind; aber es ist auch stets gelungen, den Nachweis zu
führen, daß diese Einwendungen durchaus haltlos sind."
Dem gegenüber verblieb indeß die Regierung bei ihrer
bereits in der Begründung des Entwurfs ausgesprochenen
Ansicht, daß die völlige Beseitigung des Retentionsrechts
voraussichtlich eine Vertheuerimg der Miethswohnungeii,
insbesondere für die weniger bemittelten Streife der Be-
völkerung herbeiführen würde, und auch die große
Mehrheit des Reichstages verließ sich nicht auf
die Versicherung des Herrn Frohme, sondern
akzeptirte die vom Entwurf gewählte mittlere Linie.
Wie wenig günstig aber selbst diese gewirkt hat,
das erfährt man soeben durch die Charlottenburger
A r m e n d i r e k l i o n, welche in einer Darstellung des
herrschenden Wohiumgsmangels ausdrücklich erklärt:
„Die Aufhebung des Kahlpsändiingsrechts" — das heißt,
die Einschränkung des Retentionsrechts — „hat d i c
Verhältnisse verschlimmert. Im Interesse
der Miether eingesührt, hat das Gesetz nahezu den
Karakier eines Gesetzes angenommen, das vom Bauen
von Häusern mit kleinen Wohnungen abhält." Wohin
wäre es nun wohl gekommen, wenn der Volksbeglückungs-
gedanke der Sozialdemokratie durchgedrungen und die
völlige Aufhebung des Retentionsrechts angenommen
worden wäre? Genau mit derselben apodiktischen Sicher-
heit, wie damals Herr Frohme, erklären heute die sozial-
demokratische» Blätter, daß an eine arbeiterschädliche
Wirkung der Gewerbegerichtsnovelle nicht zu denken sei.
Wir wollen hoffen, daß die Arbeiter nicht in die Lage
kommen, die Richtigkeit dieser Versicherung praktisch er-
proben zu müssen."

Es war nicht nur die Sozialdemokratie,
die der Behauptung widersprach, daß die völlige
^Beseitigung des Retentionsrechtes eine Verschlechte-
rung der Wohnungsverhältnisse für die arbeitenden
Klassen zur Folge hiben werde oder müsse. Auch
bürgerliche Sozialp llitiker (wir neunen nur den
Stadlrath Dr. Flesch-Frankfurt a. M.) bekämpften
diese Behauptung als eine haltlose, zumal das geltende
Recht beii Hausagrariern genug andere Mittel an
die Hand giebt, sich vor Beiiachtheiligung durch den
Miether z» schützen. (Beschränkung der Kündigungs-
frist auf Tage ober Wochen; sofortige Aufhebung
des Miethverhältnisses, Wenn der Miether mit Eut-
richtnug des Ntiethzinses ganz ober theilweise in
Verzug gercith rc.) Ueberbem ist bie im § 559 des
Bürgerlichen Gesetzbuches konstruirte Einschrän-
kung des Kahlpfändungsrechtes nur eine verhältniß-
rniißig geringe. Der Vermiether hat für feine
Fordenmgen aus dem Miethverhältniß ein Pfand-
recht an ben eingebrachteu Sachen des Miethers.
Ansgenommen von biefem Pfaubrecht sind lediglich
die Sachen der Ehefrau, der Kinder, der Unter«
Miether u. s. iv., sowie die nach § 811 ff. der
Zivil-Prozeß-Orbumig, die der Pfändung nicht unter«
worfelte» Sache». Es ist absurd, zu behaupte»,
daß diese geringe Eiiischräukiiug des Retentionsrechtes
eine Stockung im Wohnungsbau bewirkt hat.
Für diese Erscheinung kommen ganz andere, in der
Ungunst der allgemeinen wirthschaftlicheu
Lage, hauptsächlich in der Knappheit des Bau-
kapitals und der Hohe des Zinsfußes liegende
Gründe in Betracht.

Aber angenommen einmal, die Behauptung der
Eharlottenburger Armendirektion sei zutreffend, tvaS
würde daraus folgen? Daß die öffentlichen Ge-
walten, das Reich, der Staat, die Gemeinde,
um so mehr verpflichtet wären, durch ent-
sprechende Maßnahmen und Einrichtungen
dem Wohnungsbedürfnib der arbeitenden
Klassen zu genügen! Es ist eine unsere kultur-
staatlichen Verhältnisse scharf ironifirenbe Ungeheuer-
lichkeit, baß man sagt: das Uebel des Kahl-
pfäubungsrechtes muß im Interesse ber
Hausagrarier aufrecht erhalten werben, um
eine Verschlimmerung bes Uebels der Woh-
nnngsnoth zu verhüten! Als ob es unmöglich
wäre, ja, als ob es nicht eine unabweisbare Pflicht
bet Humanität und Gerechtigkeit sei, beide Uebel zu
beseitigen!

Die von dem Berliner Scharfmacher-Orga» her-
angezogene „Analogie" ist also eine sehr unglücklich
gewählte. Aber wir glauben ihm, daß die kapita-
listische Autokratie nichts unversucht lassen wirb, sich
an ben Arbeitern bafür zu rächen, daß der
BundeSrath die Gewerbegerichts-Novelle angenommen
hat. Wir sind jedoch auch überzeugt, daß die
Arbeiter dieser Rache in gebührender Weise
zu begegnen wissen werden. Die Verantwortung


